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PRESSEERKLARUNG

Am tr-.1: \.Iird ge gen den Stabs ar zt der ~ e se r ve, Car 1 Chr ist i an Ebe 11

auf Antrag der Staa~sanwalt5chaft Koblenz da~ Hauptverfahren vor

der Staatsschutzkammer (Landgericht) ~r~ffnet.

Nach dem Willen der Staatsanwaltschaft soll Carl Christian Ebell

~ls presserechtlich' Verantwortliche~ de~Soldatenaufrufs "rOR DEN

fRIEDEN! ERKLÄRUNG GEGEN DEN KRIEG!" wege~ eines Vergehens Aach

§89 Abs.1 StGB bestraft werden. Beschluß

In der Strafsllcll~

\'linJ Lie I\nklalje del~, StaatSi3m/ilI t.SChill L l(o!)I(~IIZ '10111

9. r'ldrll~ült zur Hauptver"handlun~ zllgeldSS~IJl IJnd dus

Hdul;tv~rfaflren vor der 1.grcßero ~tl~Jtkd,,1f!1Cr -des LantJ­

gericrlts Koblenz - StaJlsschlJlzl"Hlliller- el Jrtw.!L.

UdS Verfdhrcn Hird ndt delll Verfailrell 101 ,)S IS/bl- I ;~I~_

ZI1(' _~err,eiflsc'-'a1"tlichen HillJpLverllündlullU !,JrILJ tJltscllt.?lrJurlq

untel' Fljllrul19 des Jet-tenannleJl Verfdllr'21'S v.:~rlJuri(jen.

Dieser Aufruf ist aber kein strafbares Unrecht, sandern ein lei­

denschaftlicher Appell zur Erhaltung des Friedens. Er entspricht

dem Verfassungs~ebot des Art. 26 GG, der die Vorbereitung eines

Angriffskrieges und andere friedenstärende Handlungen für verfas­

sungswidrig ~rklärt.

We nn am 5".•~ vor dem Lan dger ich t K0 b1 e nz ver han deI t lJ ir d - de m

gleichen Gericht, welches mit gründlicher Er~rterung die Eröff­

nung des Hauptverfahrens aufgrund der Anklageschrift der staats­

anwaltschaft Koblenz (mit Beschluß vom 12. Jan. 1983) ablehnte und

nunmeh~ durch das OLG zur Verhandlung gezwungen wird - steht mehr

als ein presserechtlich Verantwortlicher vor Gericht. Vor Gericht

steht das Grun~recht auf freie Meinungsäußerung.

Höchst fragwürdig ist das "Argument" des OLG, ,der "einfache" Sol­

dat sei nicht in der Lage, den ,Sinn des Aufrufes vollständig und

richtig zu erfassen und sich aufgrund dessen eine eigene kritische

Meinung zu bilden.

Neben der Bedenklichkeit dieser juristischen Konstruktion "ein­

facher Soldat" fUhrt sich das OLG hier selbst ad absurdum. Denn

yer anderes als der "einfache" Soldat war B~, der neben einer

Handvoll Offiziere den Soldatenaufru~ herausgegeben hat?

<J e gen

\'J e gen

deli I\rlt earl Christian Eh (l I I .

yel)on~1l dIß 17. AUUlJsl JI)50 I/I t,irlJIJr'CJ.

wohnhaft: Jlindenburg Stral3e 15. 6100 DurmstacJt,

deutsch, ledig,

Verdach ts der versucll ten verr" JS sur/g 5FE: i Cld I it.llen Ei 11\'11 rkung

auf die Bundeswehr und verbotener i'littei lungen i/ber GerichLs­

verhandlungen

K0 U1e f1l, <.J e rt 4. I\p I~ j J 1~ :,;t1

Landyericht", 1. Stl'illkJI.1I1lei

- S ta d l SSCllLJ Llk.jlfllil~r

UND - sind nicht gerade die Soldaten aufgrund ihrer Situation

legitimiert - ja verpflichtet, die Öffentlichkeit auf drohende

Gefahren fUr den Frieden hinzuweisen?

In Anbetracht dessen und im Hinblick auf die Rechtslage vertrauen

wir darauf, daß das LG Koblenz Ca=l Christian Ebell freispricht.
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Vors i tlender -'H eh ter
am Landgeri ch t
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(Ort und Tao) DIESE ERKLÄRUNG WIRD UNTERSTUTZT VON:

vor die 1. Strefkammer - alsStaatsschutzkammer - des Landgerichts Koblenz,

Zimmer 105

zur Hauptverhandlung geladen.

wegen verfassungsfeindlicher Eim.;irkun~ uuf die Bundeswehr pp.

ist durch den beigefügten -;Smä41:llj~&*eH~1l - Beschluß

de r. ,. Strafkalolrr:er des Landgerichts vom 4.4.1984 (101 Js 1.360/83-1 KLs)

das Hauptverfahren gegen Sie eröffnet worden.

Sie werden daher auf

Sie werden auf folgendes hingewiesen:

1. Falls Sie unentschuldigt ausbleiben, werden Sie verhaftet oder vorgeführt werden.

2. Die Beweismittel sind auf der Rückseite verzeichnet.
Sie können bei dem Vorsitzenden des Gerichts beantragen, daß weitere Beweismitte'l ;ur Hauptverhandlung
herbeigeschafft, vor allem Zeugen oder Sachverständige geladen werden. Dabei müssen Sie die Tatsachen
angeben, über die Beweis erhoben werden soll.

Sie können auch Zeugen und Sachverständige, deren Vernehmung Sie wünschen, zur Hauptverhandlung
mitbringen. Ebenso sind Sie befugt, Zeugen und Sachverständige unmittelbar zu laden. In diesem Falle haben
Sie einen Gerichtsvollzieher mit der Zustellung der von Ihnen unterschriebenen ladungsschrift zu beauf­
tragen. Namen und Anschrift der Zeugen und Sachverständigen sind in jedem der beiden Fälle dem Ge­
richt und der Staatsanwaltschaft mitzuteilen.

Rechtsanwalt, OÜSSELOORF

Prof. der Rechtswissenschaften, 1. Vize­

präsident der Internationalen Vereinigung

Demokratischer Juristen, BREMEN
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Prof. Dr. Gerald GrUnwald
Auf dem Heidgen 43
5300 Bonn-Ippendorf

Bonn, den 1~2.198~
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, •• Vor einige;- Zeit waren mir bereits die

Anklageschrift und der Beschluß des Lanägerichts Koblenz, durch

den die Eröffnung des Hauptverfahrens abgelehnt wu~de, _bekannt­

geworden. Damit, so hatte ich-angenomrnen,würde die Strafverfol­

gung- von Herrn Ebel1 ihr E~de gefunden haben. Ich bio ,erstaunt

,darüber, daß nun der Staatsschutzsenat des Oberlandesgerichts

Koblenz die Eröffnung des Verf:ah;r~nsangeordnethat, ~,d be­

stürzt über die: Be-gründung, die der Senat dafür gegeben hat.

Gegen diese Entscheidung 1st einzuwenden:

§ 89 StGB setzt die- planmäßige Einwirkung auf Angehörige der

Bundeswehr zur Untergrabung. der pflichtgemäßen Bereitschaft

zum Schutz der Sicherheit der Bundesrepublik voraus. Die

Strafvorschrift schützt - selbstverständlich - nicht die Be-,

reitschaft von Soldaten zu unbedingtem Gehorsam, zu verfas­

SWlgS- oder völkerrechtswidrigen Einsätzen. Nach § -89 StGB

kann deshalb nur eine Handlung strafbar sein, die die Bereit­

scha-f-t untergräbt, im Falle eines Angriffs auf die Bundesre-
publik diese zu verteidigen - denn nur ein Einsatz der Bundes-

wehr zur Abwehr eines Angriffs entspricht. dem Grundgesetz. Die

Andündigung im,Soldatenaufruf "Wird mit Alarm die ~arschbereit­

schaft für den Krieg befohlen, marschieren wir nach Bonn" be­

zieht sich eindeutig ntcht auf die Situation eines Angriffs auf

die Bundesrepublik.

- Ein Mißverständnis des Aufrufs in dieser Hinsicht erscheint kaum

vorstellbar. Darum kommt es eigentlich nicht darauf an, auf wes­

sen "Horizont" bei der Deutung des Inhalts einer Erklärung abge­

stellt wird. Der Staatsschutzsenat des Oberlandesgerichts Kob­

lenz meint, die Fähigkeit der Richter zur Erfassung des Inhalts

der Aussagen im "Soldatenaufruf" außer acht lassen zu müssen.

Er begründet die Strafbarkeit damit, daß Adressaten des Aufrufs

"einfache" Soldaten mit "begrenztem Wissen und Interesse" seien,,
die nur die einfachen, leicht verständlichen Formulierungen auf-

hm " "k li . .:ne en, omp z~erte historische Herleitungen aber nicht nach-

vollziehen könnten.

Zur juristischen Kompetenz mag es gehören, die Tatbestandsmerkmale von

§ 89 StGB auszulegen und auch: die in diesem Fall einschlägigen Bestimmungen

der StPO. Juristen erwerben aber in ihrer Ausbildung keinerlei Befähigung,

mit Tatsachenbehauptungen umzugehen. Und genau auf solche Tatsachenb~hauptungen

stützt sich die Urteilsbegründung im wesentlichen, nämliöh auf Behauptungen

darüber, wie ein "einfacher Soldat" den Aufruf auffassen wird. Hier handelt

es sich um schlichte Behauptungen und nicht um irgendwie überprüfte Fest­

stellungen.

Den Jura-Studenten, mit denen ich in der juristischen Ausbildung zu tun bekomme,

versuche ich klar zu machen, daß sie mit einer solchen Art von Behauptungen

ihre juristische Kompetenz überschreiten und versuche ihnen Methoden zu ver­

mitteln, die sie anwenden müßten, um solche Behauptungen, die anscheinend sehr

~äufig in Urteilsbegründungen auftauchen, zu überprüfen. In der herkömmlichen

Justizpraxis werden derartige~Tatsachenbehauptungeneifrig verwendet, ohne'

daß si.ch anscheinend die Richter im klaren darüber wären, daß sie ihr} Metie-r

verlassen, daß sie schlichte Vorurteile, Alltagswissen präsentieren (vielleicht

halten sie das noch für den Ausdruck des gesunden Menschenverstandes).

Also: Die Richter argumentieren in diesem Beschluß auf völlig ungesichertem

Boden, jenseits ihrer juristischen Kompetenz. - Auf einen Freispruch kann

ich insofern nur vertrauen, als ich hoffen kann, daß sich die Richter des LG
Koblenz ihrer Befähigung zum Richteramt - und nicht mehr! - bewußt sind.

Ich wünsche allen in dieser Sache Betroffenen viel Erfolg.

Mit freundlichen Grüßen

(Prof·. Dr. H. Rottleuthner)



leider komme ich erst heute dazu, Ihr Schreiben vom ]8.1.83 zu beantworten.

Ich darf zu~ächst drei einschränkende Vorbemerkungen machen:

(3) Generell bin ich skeptisch, Sachverstand und Kompetenz öffentlich zu

mobilisieren. Damit wird m.A. nach das Vertrauen in Wissenschaft und

Wissenschaftler in einer Weise gefördert oder ausgenutzt, wie sie es

gar nicht verdient haben.

Eine solche Argumentation - die besagt, daß es für die' Straf­

barkeit einer Äußerung nicht auf deren wirklichen Sinn ankorrme,

sondern auf ein mögliches Mißverständnis durch Menschen mit "be­

grenztem Wissen und Interesse" öffnet der Inkriminierung kriti­

'scher Aussagen Tür und Tor. Sie ist ~~t dem Grundrecht der Mei-

nungsfreiheit unvereinbar - ganz abgesehen von der in ihr ent­

haltenen Geringschätzung des Bürgers, die an das Wort vom "beschränk­

ten Untertanenverstand" erinnert.

- Zusätzlich zur Einwi!kung auf Bundeswehrangehörige in "Untergra­

bungsabsicht" setzt § 89 StGB voraus, daß sich der "Täter "ab­

sichtlich für Bestrebungen gegen den Bestand oder die'Sicher­

heit der Bundesrepublik Deutschland oder gegen Verfassungsgrund­

sätze einsetzt". Erst durch dieses Merkmal wird der Straftathe­

stand des § 89 StGB - der die arntlicheBezeichnung "Verfassungs­

feindliche Einwirkung auf Bundeswehr und öffentliche Sicherheits­

organe" . trägt - konstituiert. Hierzu enthält der Beschluß des

Staatsschutzsenats des Oberlandesgerichts Koblenz die Erklärung,

es komme hier (nur) die zweite Variante - absichtliches Einsetzen

für Bestrebungen gegen die Sicherheit der Bundesrepublik"- in Be­

tracht. Aber es sind keinerlei Tatsachen cäer Verdachtsgründe an­

geführt,die dieses Merkmal erfüllen würden. Der EröffnungsJbe­

schluß leidet' unter demselben Mangel wie schon die Anklage: Sie

ist unschlüssig.

Die Strafkammer des Landgerichts Koblenz muß der ,Anordnun~ das

Verfahren durchzuführen, Folge leisten. Im übrigen aber ist sie

in der tatsächlichen und rechtlich~n Beurteilung durch den Beschluß

des Staatsschutzsenafs in keiner Weise gebunden. Es ist zu erwar­

ten, daß sie zu eine~ Freispruch gelangen wird.

Datum

BERLINFU

Te'e'onl[)urchwahl(OJO) 838·}
Intern (91) 47 01

(]) Dem 'Soldatenaufruf' selbst, der zum Auslöser staatlicher Aktivitäten

wurde, könnte ich inhaltlich - vor allem in seinen historischen Aspekten ­

nicht zustimmen. Aber daraus läßt sich.gerade nichts dafür herleiten,

daß er etwa keine zulässige Meinungsäußerung darstellt.

(2) Ich selbst bin von meiner formalen Qualifikation her kein Jurist, zähle

also nicht zu dem Adressatenkreis, den Sie eigentlich ansprechen wollen.

Allerdings habe ich als Rechtssoziologe und Rechtstheoretiker genügend

mit rechtlichen Problemen zu tun, um einschätzen zu können, wo meine

Kompetenz endet, aber auch die von Juristen.

Freie UntverSltat Ber1rn.
FB Rechtswissenschaft, WE ... Boltzmannstraße 3, 100(rBerlln 33

FREIE UNIVERSITÄT BERUN
Fachbereich Rechtswissenschaft
Institut für Grundlagen und Grenzgebiete des Rechts (WE 4)
Fachrichtung Rechtssoziologie und
Rechtstatsachenforschung

Professor Dr. H. Rottleuthner

Zur Sache selbst, zum Eröffnungsbeschluß des Staatsschutzsenates des OLG

Koblenz v. 30.6.1983. - Gerade weil ich sehr aufmerksam in Fragen der in~

'haltliche~ Kc~petenz bin, flihle ich mich durch einige - und wohl die zen-

t rell (' n - Pa~ [.agen in cl er Begründung des ErBf fnu:lg she schI us se s he rau sfe f ord f' rt .

- 2 -

Mit freundlichen Grüßen

J
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ab 5. 11. 1983 neue Rufnummern.
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HEINRICH HANNOVER
RECHTSANWALT UND NOTAR

DR..REINHOLD SCHLOTHAUER

VOLKERT OHM
J:O~ACHIM DUENSING

RECHTSANWAL TE

~NIOC.H.e.NH"'UI••T."'SSE 11 • seoo IIll.MIN 1

!l800 BRE MEt-! I. DEN 25.1.1984

PROF.DR.HERBERTJÄGER
Professur für Strafrecht und Kriminalpolitik

der Johann Wolfgang Goethe-Universität

6000 Frankfurt am Main, 6 • 2 • 84
Senckenberganlage 31-33
Telefon (0611) 798-29 40

Die Presseerklärung in Sachen Carl Christ}an Ehell wird von

mir urtterstützt.

Ich bin der Meinung, daß der Prozeß mit einem Freispruch enden

muB. Das Bundesverf~ssungsgerichthat schon 1976 ausgesprochen,

daS Art. 5 GG (Freiheit der Meinungsäußerung) es verbietet,

den Inhalt einer Information mit Hilfe des Maßstabs des "flüchti­

gen Lesers" zu bestimmen, wenn die Information im konkreten Fall

ersichtlich politisch interessierte und aufmerksame Leser vo~aus­

setzt und sich an diese richtet. Der "flüchtige Leser" ist im

BeschluB des OLG zum "einfachen Soldaten" geworden, was an der

Sache nichts ändert ..

Mit freundlichen Grüßen

l\(.nl€'~ De.JISCl'1fO BanJ-. IBLZ ~700~OI KlO ·N- 2215 '2G~ - Spa· ...a=~€ BrE'~e .... IBL2 ;.'9J50~ C'" "'.tc ·N· 1C:;33€:

PostsU)E'CI<. Hc;rr.b~rG (5LZ ~:.f.1'CC2LI Ktc· ·N· ~65C'9·2C'~

In der Sache bin ich der Auffassung, daß durch die Verbrei­

tung des Aufrufs der Straftatbestand des § 89 StGB, der vom Ob~r­

landesgericht Koblenz allein in Betracht gezogE:Il ,-ird, nicht er­

füllt ist. Die vorn Landgericht Koblenz für die Ablehnung des

Hauptverfahrens gegebene Begrundung halte ich insoweit für über­

zeugend

Ich hoffe. und rechne ei~

gentlieh damit, daß die Hauptverhandlung zu einem entsprechenden

Ergebnis führen wird.

Mit freundlichem GruB

I~




